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Wohnungsbau und Wohnungsbedarf in der Bundesrepublik
Dr. Emil v .^u cad o u W iesbaden

Der W ohnungsbau ist ein maßgebliches Kriterium 
der W irtsdiaftskraft der Bundesrepublik Deutsch­

land. Infolge seiner Leistungen nach dem Zusammen­
bruch im Jahre 1945, insbesondere aber seit dem In­
krafttreten des Ersten W ohnungsbaugesetzes von 1950 
wird angesichts des rasch wachsenden W ohnungs­
bestandes in letzter Zeit oft die Frage gestellt, ob der 
Bedarf an W ohnungen nicht allmählich gedeckt sei. 
Die Antwort hierauf ist von w eittragender sozialer 
und wirtschaftspolitischer Bedeutung. Sie interessiert 
nicht nur den Politiker, sondern auch wegen des Um­
fanges des W ohnungsbaus, der in den letzten Jahren 
40 — 50 V» der genutzten Kapazität des westdeutschen 
Baugewerbes in  Anspruch genommen hat, über das 
Baugewerbe hinaus die gesamte Wirtschaft.
Um die Frage beantw orten zu können, müssen zu­
nächst der W ohnungsbestand und seine Nutzung unter­
sucht werden.

WOHNUNGSBESTAND
Uber den Umfang des nach dem Luftkrieg und anderen 
Zerstörungen der westdeutschen Bevölkerung ver­
bliebenen W ohnraums bestanden zunächst nur sehr 
vage Vorstellungen. Erst im Rahmen des großen Zähl­
werkes vom 13. Sepetmber 1950 w urde erstm alig nach 
dem Zusammenbruch durch die W ohnungszählung der 
Wohnungsbestand in der Bundesrepublik nach einheit- 
lidien Gesichtspunkten ermittelt. Im September 1950 
gab es im Bundesgebiet')

9 37 6  1>00 W o h n u n g e n  i n  5  2 5 4  3 0 0  N o r m a l  W o h n g e b ä u d e n ,  
222  5 0 0  W o h n u n g e n  i n  3  2 9 6  5 0 0  N i c h t  W o h n g e b ä u d e n ,
361 0 0 0  W o h n u n g e n  i n  2 3 8  5 5 0  N o t  W o h n g e b ä u d e n .

Bei den W ohnungen in Nichtwohngebäuden handelt 
es sich um „Dienstwohnungen“, die z. B. Pförtnern und

Hausm eistern zugewiesen werden. Sie sind besonders 
häufig in  Hamburg, Bremen und Nordrhein-W estfalen. 
Notwohnungen gab es in großer Zahl in den Ländern 
des Flüchtlingsstroms: Schleswig-Holstein, Nieder­
sachsen und Bayern. Von ihnen lagen

in Behelfsheimen 28 "/o
in Wohnbaradcen 52 Vo
in Wohnlauben 6 Vo
in zerstörten Gebäuden 9 ®/o

Die restlichen 5 “/o befanden sich in  Nissenhütten, 
Bunkern, W ohnwagen u. ä. Einrichtungen. Zu den Not­
wohnungen müssen auch die Kellerwohnungen und 
behelfsmäßig hergerichteten Dachgeschoßwohnungen 
in Normalwohngebäuden gerechnet werden. Insgesamt 
wurden am 13. September 1950 9 437 600 Normalwoh- 
nungen und 536 900 Notwohnungen ermittelt.
Es ist so häufig von den großen Leistungen auf dem 
Gebiet des W ohnungsbaus in den Jahren  1950 — 1953 
gesprochen worden, daß an dieser Stelle ein Hinweis 
genügen kann, w ie sich der W ohnungsbestand ent­
wickelt hat. Er ist insgesamt um über 1,5 Mill. W oh­
nungen gestiegen, so daß der verfügbare Normal- 
wohnungsbestand Ende 1953 mit 10,9 Mill. Normal­
wohnungen um über 15 “/o höher sein dürfte als am 
13. September 1950.
Im September 1950 befanden sich-92 “/o aller Normal­
w ohngebäude in  privatem  Eigentum. J e  4 "/o gehörten 
gemeinnützigen W ohnungsunternehm en und Behör­
den oder öffentlichen Körperschaften. Der verhältnis­
mäßig geringe Gebäudeteil im Eigentum gemein­
nütziger W ohnungsunternehm en erk lärt sich daraus, 
daß sie ihre Bauten häufig an Personen abstoßen, die 
einen Eigenbau niemals hätten  finanzieren können, 
überraschend hoch ist die Zahl der im Eigentum nicht­
selbständiger Personen befindlichen Gebäude. Von■) .Wirtsdiaft und Statistik“, Heft 12/51, S. 468 ff.

Veränderung des Wohnungsbestandes *) in der Zeit vom 13. 9. 50 — 31. 12. 53
Normale Wohngebäude Normalwohnungen in Wohn-■ und Niditwohngebäuden

Bestand 
und Reinzugang Gebäude Wohnungen insgesamt daronm it . 

1—2
Wohnräumen

1 3 1
(einsdilie^lidi Küdien)

4 1 5 u . 6 1 7 u. mehr

in 1000

I. Bestand am 13. 9. 50 5 254,3 9 376,1 *) 9 437,6 1 276,3 2 620,1 2  487,5 2 229,9 823,8
Reinzuqana bis 31. 12. 51 . ^ _

aus Bautätigkeit >) 183,2 528,5 565,1 85,5 266,8 156,4 48,6 7.8
aus Freigaben *) 2,0 6,9 7,0 0,7 1,8 2,0 1,6 0,8

II. Bestand am 31, 12. 51 - 5 439.6 9 911,5 10 009,7 1 362,5 2 888,8 2 646,0 2 280,1 832,4
Reinzuaana bis 31. 12. 52

aus Bautätigkeit ’) 138,7 429,2 439,5 68,6 206,8 123,9 34,4 5,9
aus Freigaben *) 2,1 6,1 6,2 0,4 1,1 1,7 1,9 1,2

III. Bestand am 31. 12. 52 
Reinzugang bis 31. 12. 53

5 580,4 10 346,7 10,455,4 1 431,5 3 096,6 2 771,6 2 316,3 839,4

aus Bautätigkeit a) 141,5 466,0 507,6 .
aus Freigaben b) 6,3

Bestand am 31. 12. 53 10 920,0
*) Ohne besdilagnahmte Wohnungen. *) Einsdil. Notwohnungen. *) Zugang aus Bautätigkeit abzgl. Abgang wegen Umbau, Ab- 
brudi usw. *) Saldo von Freigaben und Besdiiagnahmungen der Besatzungsmädite.
Quelle; Pos. I u. 11 .W irtsdiaft und Statistik", Heft 9/53, S. 416, Pos. lila  Statistisdier Beridit, Vl/24/25 v. 5. 3. 54 (Abgänge ge- 
sdiätzt), Pos. lllb  Statisüsdier Beridit, Reihe Vl/36/7 v. 16. 3. 54.
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100 W ohnungen im Eigentum natürlicher Personen ge-
hörten selbständigen Erwerbstätigen,

7.5 Beamten und Angestellten,
16,7 Arbeitern
19,0 Pensionären und Sozialrentnern,
8.6 sonstigen Berufslosen.

In den Jahren 1951 bis 1952 haben sich die Eigentums­
verhältnisse an den Gebäuden etwas zugunsten der 
gemeinnützigen W ohnungsunternehm en verschoben 
(ihr Anteil an den fertiggestellten Gebäuden stellte 
sich 1952 auf 3,3 "/»^). Die Gewichtsverlagerung kommt 
noch stärker zum Ausdruck, wenn deren Anteil an den 
fertiggestellten W ohnungen errechnet wird. Er betrug 
an den W ohnungen in  W ohngebäuden in den Jahren 
1951 und 1952 etwa 40*/o.
Dem hohen Bestand an Bauernhäusern und Eigen­
heimen (72,5 Vo der Gebäude) entsprach infolge des 
Vorhandenseins vieler M iethäuser nicht die V ertei­
lung des W ohnungsbestandes ä) auf Eigentümer und 
Mieter. Von dem gesam ten W ohnungsbestand wurden 
nur 40,3 "/o von den Eigentümern bewohnt. 2,7 “/o 
w aren mietfrei, und 56,7 Vo waren Mietwohnungen. 
Dennoch muß der Teil des W ohnungsbestandes, der 
als M ietwohnungen zur Verfügung steht, als über­
raschend gering bezeichnet werden.
Für die Schätzung des zukünftigen W ohnungsbedarfs 
w äre die Kenntnis des A lters der Gebäude von Inter­
esse, denn das N ebeneinander von alten und in 
mancher Hinsicht als prim itiv empfundenen W ohnun­
gen und von modernen, den gestiegenen Ansprüchen 
gewachsenen W ohnungen steigert den W ohnbedarf. 
Leider ist das darüber vorhandene M aterial wenig auf­
schlußreich! um die Ausfüllung der Fragebogen für 
die W ohnungszählung zu erleichtern, w urden nämlich 
bei ihr nur drei besonders leicht zu treimende A lters­
gruppen unterschieden (bis zum ersten W eltkrieg ein­
schließlich, bis zum. zweiten W eltkrieg einschließlich 
und nach dem zweiten W eltkrieg). Von dem Gebäude­
bestand im September 1950 stammten 65,3 «/o aus der 
Zeit vor 1918j 28,9 Vo w urden zwischen den beiden 
W eltkriegen und 5,8 Vo nach dem zweiten W eltkrieg 
gebaut. Für die W ohnungen ergibt sich fast die gleiche 
Altersgliederung. Die Gliederung in den Ländern ist 
aus der untenstehenden Tabelle zu erkennen.
In den Großstädten gab es im September 1950 2,9 Mill. 
Normalwohnungen. Von allen Normalwohnungen 
lagen nur 7,2 Vo, nämlich

611 200 in Gebäuden mit 4 Gesdiossen *)
246 250 in Gebäuden mit 5 Gesdiossen 

17 550 in Gebäuden mit 6 u. mehr Geschossen.
Je  größer die Städte sind, desto größer ist auch der 
A nteil an größeren Gebäuden; aber trotzdem sind auch
^ \ ^ t s d i a t t  und Statistik ', Heft 9/53, S. 412.
“) »Wirtsdiaft und Statistik", Heft 2/52, S. 52 ff.
‘) ohne Keller und Dadigesdioß.

in den Großstädten Gebäude mit einer Wohnung noch 
dreimal so häufig wie Gebäude mit 7 W ohnungen. Die 
Normalwohnungen, die nicht in Großstädten liegen, 
verteilen sich wie folgt:
Gemeinden 
Gemeinden von 
Gemeinden von 
Gemeinden von 
Gemeinden von

2 000 
5 000 

20 000 
50 000

bis
bis
bis
bis

unter
unter
unter
unter
unter

2 000 
5 000 
20 000 
50 000 

100 000

Einwohner:
Einwohner:
Einwohner:
Einwohner:
Einwohner:

2 332 850 
1 207 700 
1 499 300 

877 750 
558 450

Rund 70 Vo der Norm alwohnungen in Wohngebäuden 
hatten  im September 1950 3 — 5 W ohnräume. 3- und 
4-Raumwohnungen w aren w eitaus am häufigsten, das 
sind W ohnungen m it 2 — 3 W ohnräum en und einer 
Küche. Der Anteil der 2-Ramnwohnungen betrug 13 V» 
aller W ohnungen. Dagegen stellte sich der Anteil der 
6-Raumwohnungen auf 8,5 Vo imd der der Wohnungen 
mit 7 und m ehr Räumen auf 8,7 V».
In den Jahren  1951 und 1952 w urden zunächst viele 
kleine W ohnungen gebaut, so daß ih r Anteil sich er­
heblich gehoben hat. Infolgedessen entsprach der Zu­
gang an W ohnungen nicht dem an Wohnräumen. 
Die durchschnittliche Raumzahl der W ohnungen ver­
minderte sich bis zum 31. 12. 51 von 4,13 auf 4,09. Im 
Jahre 1952 sind die neu hinzugekommenen Wohnungs­
größen, gem essen an der Zahl der Räume, noch kleiner 
geworden als 1951, denn von 100 fertiggestellten Woh­
nungen entfielen

1951 1952
auf Wohnungen mit 1 und 2 Räumen:
auf Wohnungen mit 3 Räumen:
auf Wohnungen mit 4 Räumen:
auf Wohnungen mit 5 und mehr Räumen:

15,2
46.6 
28,1
10.7

16,1
46,8
28,0
9,1

Dadurch entwickelte sich der Gesamtbestand an Nor­
malwohnungen nach Größenanteilen wie folgt (in Vo);

Datum
Normalwohnungen m it Wohnräumen (einschl. Küdien)

1—2 5—6 7 u. mehr

13. 9.50 
31. 12. 51 
31. 12. 52

13.5
13.6
13.7

27.8
28.9 
29,6

26.4
26.4
26.5

23,6
22,8
22,2

8,7
8,3
8,0

Aber bereits im Jahre 1953 wurden w ieder die Woh­
nungen m it 3 W ohnräumen und einer Küche stärker 
bevorzugt. Der Anteil der W ohnungen mit 4 und mehr 
Räumen stellte sich 1953 auf 41,3 Vo, w ährend er
1952 37,1 Vo betragen hatte. Die Zahl der fertigge­
stellten W ohnungen mit vier und m ehr Räumen stieg
1953 um 32,2 Vo, die der kleineren aber nur um 11,1 Vo 
gegenüber 1952^).
ü b e r die Entwicklung der Notwohnungen nach dem 
13. 9. 50 liegen keine Angaben vor. Zwar w erden sich 
auch bei ihnen erhebliche W andlungen vollzogen 
haben, sie sind jedoch statistisch nicht erfaßbar. Letz­
ten Endes ist das jedoch im Hinblick auf die Ziel­
setzung dieser A rbeit nicht erheblich, denn für die
®) Statistisdier Beridit VI/24/25 vom 4. 3. 54.

Altersgliederung der Norm alwohngebäude nadi Ländern

Land
e r b a u t :

vor 1918 1918—1945 nadi 1945
Gebäude 1 Wohnungen Gebäude | Wohnungen Gebäude Wohnungen

Schleswig-Holstein 161 450 299 650 75 550 123 950 16 250 24 500
Hamburg 41 850 172 400 58 650 138 350 21 450 30 800
Niedersachsen 442 700 718 200 200 200 338 800 39 150 55 950
Bremen 29 650 65 300 26 250 48 250 5 450 7 500
Nordrhein-Westfalen 796 700 1 682 100 416 000 842 600 79 750 127 700
Hessen 346 250 614 850 122 000 224 550 27 250 42 800
Rheinland-Pfalz 347 150 505 200 106 400 171 650 13 300 16 700
Baden-Württemberg 596 950 987 450 220 300 406 350 35 950 ,63 600
Bayern 667 450 1 075 650 294 700 492 450 65 350 98 700
Insgesamt 3 430 150 6 120 800 1 520 050 2 786 950 304 000 468 250
*) Abweichungen erklären sidi durch Abrundungen. Quelle: .W irtsdiaft und Statistik", Heft 12/51, S. 471.
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m eisten  der 537 000 Notwohnungen muß die Besdiat- 
fu n g  von Normalwohnungen auf alle Fälle angestrebt 
w erden. Sehr häufig w ird bei Fertigstellung einer 
neuen  W ohnung eine Notwohnung „untergehen", sei 
e s , daß sie als W ohnung nicht m ehr zum utbar ist, sei 
e s , daß sie durch Baumaßnahmen (Abbrudi von Trüm- 
mergrundstüdsen) versdiw indet.
N eben dem oben gesdiilderten W ohnungsbestand für 
d ie  W ohnbevölkerung spielt der von den Besatzungs- 
m äditen  besdilagnahmte Wohnungsbestand®), der in 
d e n  vorstehenden Zahlen n id it einbegriffen ist, im 
Bundesgebiet nur eine geringe Rolle. Soweit aus den 
A kten der Besatzungskostenämter erm ittelt werden 
konnte, waren es am 30. 9. 50

14 707 Nichtwohngebäude mit 1 956 Wohnungen
41 649 Wohngebäude mit 73 706 Wohnungen

Gemessen am Gesamtbestand der Normalwohnungen 
fallen  diese besdilagnahm ten W ohnungen n id it ins 
Gewidit. Von 1000 W ohnungen sind es adit, aller­
dings im allgemeinen besonders große, sdiöne und 
moderne.
N aditeilig w irkte sidi ferner aus, daß die Besdilag- 
nahm en sehr massiert aufgetreten sind (z. B. waren im 
Regierungsbezirk W iesbaden je  1000 Normalwohnun­
g en  22 besdilagnahmt). Inzwisdien w urden aussdiließ- 
') Statislisdie Berichte des Statistisdien Bundesamtes VI/35/2 u. 36/3.

lid i für die Angehörigen der Besatzungsmädite rund 
26 000 W ohnungen erriditet, so daß am 31. 12. 53 nur 
nodi knapp 52 000 W ohnungen besdilagnahm t waren, 
die vorher von Deutsdien bewohnt w aren )̂.

Besdilagnahmte Wolmungen nadi Wohnräumen
(Stand vom September 1950)

Wohnräume
Anzahl 0/0

entsprediende 
Gliederung im 

Wohnungsbestand 
der Bevölkerung 

(in %)der besdilagnahmten Wohnungen

1—2 5 214 6,8 13,6
3—4 32 516 42,9 54,1
5—6 23 489 31,4 23,6
7—9 10 492 13,7 \ Q 7

10 u. mehr 3 951 5,2 / o,t

Zusammen ■ 75 662 100 100

Besonders d iarakteristisd i für die W ohnkultur und den 
Lebensstandard eines Volkes ist die A usstattung 
seiner Wohnungen®). Zu den Normalwohnungen ge­
hören voll ausgebaute Kodiräume, die sogenannten 
K ü c h e n ,  die aber audi in den m eisten Notwoh­
nungen vorhanden sind. Ihre Zahl stellte sid i im  Sep­
tem ber 1950 auf 9 134 050 in  Normalwohnungen bzw. 
236 950 in Notwohnungen. An Kodinisdien wurden 
187 900 in Normal- und 20 300 in Notwohnungen, an

Statistischer Bericht V lße/J.
•) .W irtschaft und Statistik ', Heft 2/52, S. 54 ff.

Die elegante Rechenmasch'me 

in fladier Form, spielend leichfer Tasfendruclc, elekfrisdie 

Löschfasfen, vollautomatischer Divisionsablauf, auiomatisdi 

verkürzte Multiplikation, hohe Rediengeschwindigkeit.

HEINRICH DIEHL G.M.B.H. RECHENMASCHINENFABRIK NÜRNBERG 
S TE P HANS T RA S S E  49 S A M M E L R U F  4 9 t t
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Notküchen 412 350 bzw. 67 750 ermittelt. Bei letzteren 
handelt es sidi überwiegend um Kodiräume in N or­
malwohnungen, die für Untermietparteien hergeriditet 
wurden. — Insgesamt w aren am 13. September 1950 
1 862 150 W ohnungen mit B a d e z i m m e r  vorhanden, 
von denen 6 300 in Notwohnungen lagen. Es kommen 
auf 100 Normalwohnungen 20 W ohnungen mit Bade­
zimmer. Als Vergleidisbeispiel sei angeführt, daß auf 
100 W ohnungen in den N iederlanden 95, in Frankreidi 
(1946) aber 10 Badezimmer kamen. — In Deutsdiland 
überwiegt die O f e n h e i z u n g ,  m it der 9 3 "/o aller 
W ohnungen ausgestattet waren. Der Rest verteilt sidi 
auf Zentralheizung, Etagen- und Fernheizung. — Von 
den V e r s o r g u n g s a n s c h l ü s s e n  ist am häu­
figsten der Ansdiluß an das Stromnetz. Von 100 W oh­
nungen w aren 98,4 angesdilossen, also praktisdi alle. 
Dagegen waren nur 77,9 Vo der W ohnungen an dem 
W assernetz beteiligt. Insbesondere auf dem Lande 
dürfte die W asserversorgung nodi häufig m ittels 
Brunnen durdigeführt werden. An das Gasnetz w aren 
nur 42,6 “/» der Normalwohnungen (überwiegend in 
Stadtgemeinden) angesdilossen.
Die für die Auszählung des W ohnungsbestandes im 
September 1950 dargestellten Merkmale dürften nodi 
längere Zeit diarakteristisd i sein, wenn audi im all­
gemeinen eine bessere Versorgung der nadi diesem 
Zeitpunkt gebauten W ohnungen m it Badezimmer und 
Versorgungsansdilüssen anzunehmen ist. Zum Beispiel 
hat sidi die Zahl der W ohnungen mit Baderäumen bis 
Ende 195r  um etw a 372 000") erhöht. Damals kamen 
bereits auf 9 W ohnungen 2 Baderäume. Zwar wirkt 
sidi eine Verbesserung nur langsam aus, jedodi ergibt 
sidi h ieraus,,daß  der W ohnungsbestand im Bundes­
gebiet sidi n id it nur vergrößert, sondern' audi quali­
ta tiv  verbessert.

WOHNUNGSNUTZUNG UND WOHNUNGSMIETEN 
Gerade im Hinblidi auf den tatsädilid i vorhandenen 
Bedarf an W ohnungen ist eine Kenntnis der Nutzung 
des vorhandenen W ohnungsbestandes von großer 
W iditigkeit. A udi hierfür steht das umfangreidie 
M aterial der Zählung von 1950 zur Verfügung.
In den knapp 10 Mill. Normal- und Notwohnungen 
wohnten im September 1950 15 261 000 W ohnpar-
teien m it etw a 47 Mill. Personen in 40 Mill. Räumen.

Auf jede W ohnung (mit durdisdinittlidi 4 Räumen) 
kamen also 1,53 W ohnparteien, auf jeden Raum 1,17 
Personen. Die Belegung der Notwohnungen war 
w esentlidi stärker (1,79) als die der Normalwohnun­
gen (1,15). A udi in den einzelnen Bundesländern war 
sie red it versdiieden. Am geringsten w ar sie, wie aus 
der untenstehenden Tabelle zu erkennen ist, in den 
Ländern der ehemaligen französisdien Zone, die in 
den Jahren 1945—1949 kaum Flüditlinge aufgenommen 
hatten.
Darüber hinaus gab es aber starke Untersdiiede in 
der W ohndidite. Zunädist einmal steigt die durdi- 
sdinittlidie Personenzahl je  Raum mit steigender 
Haushaltsgröße regelmäßig an, was sidi z. T. aus wirt- 
sdiaftlidien Gründen (Einkommensverhältnisse) ergibt, 
z. T. daraus, daß die hier vorhandene Kinderzahl eine 
diditere Belegung ermöglidit. 40 "/o der Wohnparteien 
im Bundesgebiet wohnten in einer W ohndidite von 
V4 bis IV4 Personen je Raum.

Nutzungsdidite in der Bundesrepublik 1950
______________________ (in Vo der W ohnparteien)_____________________

Personen je  Raum städ tisd i >) ländlich

0,75 oder w en iger  17,3
über 0,75 b is  1,25 42,6
über 1,25 b is  2,00 31,3
über 2,00 b is  3,00 6,3
über 3,00 2,5

16,6
37,6
34,2

8,0
3,6

•) Internationale M onatszah len  A pril 1953 (S ta tistisd ier Beridit 
11/10/21).
>•) .W ir tsd ia ft und Statistik", H eft 4/52, S . 150 H.

*) nur k reisfreie S tädte.
Q u elle; Intern ation ale M onatszah len , Arb. N r. 11/10/21, S. 19.

Die Ausnutzung des W ohnraums w ar also in Stadt und 
Land ziemlidi gleidimäßig, die Belegung m it mehr als 
2 Personen je  Raum jedodi in ländlidien Gebieten 
häufiger als in den Städten.
Stärker nodi als die Belegung der einzelnen Räume 
mit Personen ist allerdings die Belegung der Woh­
nungen mit W ohnparteien für den Wohnungsbedarf 
von Bedeutung; denn im einen Fall handelt es sidi 
um überwiegend nahe verw andte Personen oder sogar 
um Eltern und Kinder, im anderen aber oft um ein­
ander fremde', un ter Umständen gewaltsam eingewie­
sene W ohnparteien oder soldie mit großen Alters- 
untersdiieden, z. B. Eltern mit der Familie ihrer Kin­
der. Im September 1950 wohnten nur 40 “/» der Haus­
haltungen allein in ihrer Wohnung. 60 «/o wohnten mit 
einer anderen M ietpartei in einer abgesdilossenen, 
d. h. ursprünglidi für eine M ietpartei gebauten Woh­
nung. Von diesen 60 «/o m ußten sidi ¡̂s in ihrer Woh­
nung mit einer Untermietpartei, Va m it zwei und mehr 
U nterm ietparteien abfinden. Hieraus ergibt sidi, daß

Durdisdinittlldie Wohnraumbelegung *) (Normal- und Notwohnungen), September 1950

Land
W ohnungen Räume *) P ersonen Räume W oh np arte ien Personen Personen

1000 pro W ohnung
pro Raum

S dilesw ig*H olste in 523,1 1 942,3 2 566,6 3.7 1,65 4,9 1.32
Hamburg 386,4 1 376,4 1 570,1 3.6 1,64 4,1 1.14
N ied ersad isen i  212,5 5 451,2 6 692,2 4,5 1,75 5,5 1,23
Brem en 132,3 502,9 551,2 3,8 1,56 4,1 1,10
N ordrhein-W estfalen 2 803,2 10 572,0 12 953,8 3.8 1.49 4,6 1,23
H essen 921,3 3 729,5 4 296,2 4,0 1,55 4.7 1,15
Rheinland-Pfalz 717,5 2 834,0 2 995,0 4,0 1,28 4,2 1,06
Baden-W ürttem berg

darunter
1 492,6 6 077.4 6 370,4 4,0 *) 1,50 ’) 4,4») 1,10*)

Baden 321,5 1 326,0 1 332,4 4,1 1,26 4,1 1,00
W ürttem bera-H ohenzollern 289,1 1 246,4 1 183,7 4,3 1,27 4,1 0,95

Bayern
darunter

1 789,2 7 554,6 8 993,8 4,2 1,57 5,0 1,19

Lindau 13,5 58,0 58,0 4,3 1,38 4,3 1,00
B u n desgeb iet 9 978,1 40 040,4 46 989,6 4,0 1,53 4,7. 1,17
‘) D ifferenzen  erklären sich durch Abrundungen. *) Einschl. Küchen. ’) N ur W ürttem berg-Baden. 
Q u elle; N ad i .W ir tsd ia ft und S ta tistik “, H eft 4/52, S. 151.
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der N Mangel an selbständigen W ohnungen im Bundes- 
gebieiet größer ist als der Mangel an W ohnräumen. In 
dem  1 effektiven Zurüdcsdirauben der Ansprüche an 
großeße Wohnungen (mit 5 und m ehr Räumen) kommt 
z. T. r. eine Umstellung der W ohngewohnheiten zum 
Ausdädrudc, die u. a. durch das infolge der kriegsbe- 
dingtgten Vermögensverhältnisse verursachte Fehlen 
von'V.Vennögensreserven in den m ittleren Einkommens- 
schichditen zu erklären ist. Es w aren daher zunächst zu 
v ie le  le große und zu wenig kleine W ohnungen vorhan­
den. 1. Dieser Tatsache wurde durch die Neubauten von 
1951 1 bis 1953 Rechnung getragen.
N un B gibt es unter den 60 Vo Haushaltungen, die zu 
zwei ;i oder mehr M ietparteien in einer W ohnung leben, 
natürürlidi, wiederum Unterschiede. Jederm ann weiß, 
daß d der eigentliche W ohnungsinhaber, der gegenüber 
den  l  Untermietparteien als Verm ieter auftritt, im all- 
gemeieinen der „Herr" ist. Er muß die Unbequemlichkeit 
in  Kdiauf nehmen, fremde Personen in „seiner“ W oh­
nung ig zu haben; aber demgegenüber steht die Misere 
d e r ' Untermieter, insbesondere wenn zwangsweise 
Einwcweisungen vorgenommen werden mußten.
V on n diesen Untermietparteien zu trennen sind die 
, echtsten Untermieter", die zum größten Teil keine 
eigenene Wohnung anstreben (Studenten, Schüler, Jung­
gesellellen), jedoch ist deren Anzahl im einzelnen nicht 
bekacannt, da auch die Einzeluntermietpartei z. T. nur 
notgegedrungen auf eine selbständige W ohnung ver­
zichtetet.
In deden Normalwohnungen lebten am 13. 9. 50 etwa “ )
5 557 OCOOO W ohnparteien a ls  e in z ig e  H aushaltung  
3 860 0(0 000 W ohnparteien a ls  W ohnungsinhaber m it U nterm ietern  
5 217 00 000 U nterm ieterparteien, h iervon  ca . 35 •/» E inzelunterm ieter

Sogaijar in den Notwohnungen lebten noch rund 90 000 
Unteitermietparteien. Die Zahl der Unterm ietparteien 
w ar r allerdings wahrscheinlich etwas überhöht, weil 
z. T. r. zur Familie des Hauptm ieters zählende Personen 
zu UiUnrecht als Untermietparteien angegeben wurden 
(rundnd 10 Vo), um dadurch z. B. eine höhere Kohlenzu- 
teilurlung zu erreichen.
Obwcwohl in der Regel den Unterm ietparteien ein 
Nutzüzungsrecht an der Küche des Hauptm ieters zuge- 
sprododien ist, machte der w eitaus größte Teil (76 Vo) 
von (31 diesem Recht keinen Gebrauch, da sich gerade aus 
der g: gemeinsamen Küchenbenutzung die meisten Strei- 
tigkeieiten ergeben. Viele ziehen die vom Standpunkt 
der i* Hygiene aus zu bedauernde Lösung vor, in dem 
Wohnhn- und Schlafraum auf einer behelfsmäßig her- 
gericiiditeten Kochstelle zu kochen. Besondere Beach­
tung  g verdient der Umstand, daß die Wohndichte der 
Unteitennietparteien höher ist als die der W ohnungs- 
inhababer. Von 100 W ohnungsinhaberparteien in  Nor- 
malwlwohnungen hatten 64 eine Wohndichte bis 1,25 
Perso'sonen je Raum, von 100 Unterm ietparteien jedoch 
nur 4 44. Dagegen hatten eine Wohndichte von mehr 
als 2 2 Personen je  Raum von 100 W ohnungsinhaberpar­
te ien  an 5, von 100 Untermietparteien aber 19.
Stärkirker als die Untermietparteien haben unter der 
WohDhnungsnot aber die außerhalb von W ohnungen 
unteriergebrachten W ohnparteien zu leiden. Es handelt 
sich u  um eine Gruppe von insgesamt 135 650' W ohnpar­
te ien  a  mit 305650 Personen. Von ihnen wurden /̂s in
>*) .W .W irtsdiaft und Statistik", H eft 4/52, S . 154.

Flüchtlingslagern u. ä. M assenunterkünften notdürftig, 
der Rest in A nstalten und Heimen, aber auch in Gast­
häusern untergebracht. (Bei den Anstaltsbewohnem  
handelte es sich nicht um Anstaltsinsassen oder An­
staltspersonal.) Jedoch ist gerade bei diesen Gruppen 
ein ständiger Wechsel zu beobachten. Es ist bekannt, 
daß der Flüchtlingsstrom aus Ost- und Mitteldeutsch­
land überwiegend durch Lager- und Barackenunter­
künfte geschleust wird, ehe er eine Normalwohnung 
erhält.
überraschend schnell vollzieht sich die Eingliederung 
der Heim atvertriebenen, wenn auch ih r Anteil an 
W ohnungsinhabern niedriger, ihr Anteil an den Unter­
m ietern und an Parteien außerhalb von W ohnungen 
erheblich höher liegt als bei der nicht heim atvertrie­
benen Bevölkerung.
Im September 1950 wohnten*^) von je  100 Personen:

H eim at-
vertr ieb en e

N id it-
h eim alvertrieb en e

in  N onn alw oh n un gen
a ls W ohnungsinhaber 30 77
a ls U nterm ieter 58 20
in  N otw ohnungen
a ls W ohnungsinhaber 8 3
a ls U nterm ieter 1 0
außerhalb von  W ohnungen  3 0

Rund 30 Vo der Heim atvertriebenen hatten  es also be­
reits bis September 1950 w ieder zu einer eigenen 
W ohnung gebracht. Die Heim atvertriebenen (1,75 Per­
sonen je  Raum) sind aber in der Regel enger zu­
sammengedrängt als die länger Ansässigen (1,18 je 
Raum), was z. T. darauf zurückzuführen ist, daß die 
heim atvertriebenen Miet- bzw. Unterm ietparteien eine 
größere Personenzahl umfassen. Insgesamt ist aber 
auch ein effektiver Unterschied vorhanden, denn z. B. 
bei einer W ohnpartei von 7 Personen kommen bei den 
Heim atvertriebenen 2,55 Personen, bei der übrigen 
Bevölkerung 1,56 Personen auf einen Raum.
Im übrigen werden Heim atvertriebene, aber auch 
andere aus sozialen Gründen zu berücksichtigende 
Personenkreise bei den W ohnraum vergaben durch die 
W ohnungsämter bevorzugt beachtet (ferner: Sach- 
geschädigte, zurückgeführte Evakuierte, politisch-ras­
sisch-religiös Verfolgte, Schwerbeschädigte, Spätheim­
kehrer, Zugewanderte, Besatzungs- und Kasem enver- 
drängte). So kam en im Jahre 1952“ ) nur 28,1 Vo (im 
Jahre  1953 ^̂ ) nur 33,4 */o) der bei Erstvergaben 
zugeteilten Räume Personen zugute, die nicht zu 
einer bevorrechtigten Personengruppe gehörten. Bei 
den W iedervergaben entfiel nur knapp die Hälfte der 
vergebenen Räume auf die bevorrechtigten Gruppen. 
Jedoch ist bei den heim atvertriebenen und aus der 
Ostzone zugewanderten Gruppen die Nutzungsdichte 
nach wie vor größer als bei den übrigen Gruppen:

Personen  je  Raum  
b ei E rstvergaben b e i W iedervergab enZ eitpunkt

D urdisd initt
1952 1,10
1953 1,08 
H eim alvertriebene (ohne U m siedler)
1952 1,14
1953 1,10

1,22
1,16

1,33
1,25

Selbst hier, wenn der dringendste W ohnraumbedarf 
der V ertriebenen zunächst befriedigt ist, liegen also
**) .W irtsd ia ft und Statistik", H eft 6/52, S. 246 ff.
” ) .W irtschaft und S ta tis tik ', H eft 4/53, S. 168 ff.
'*) .W ir tsd ia ft und S ta tistik ', H eft 4/54, S . 198.
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für die Zukunft gewisse Bedarfsreserven, wenn auch 
im einzelnen über ihren Umfang zunächst kaum An­
gaben gemacht werden können.
Die Nutzungsdichte einer W ohnung hängt aber nicht 
nur von dem Vorhandensein einer ausreichenden Zahl 
von Wohnungen, sondern auch von der M ietbelastung 
ab, die der einzelnen Haushaltung durch ihren Wohn- 
raumbedarf entsteht, von der Höhe der Miete, die ge­
zahlt werden kann und die gefordert wird. Hierbei 
spielen die Lebensgewohnheiten eine Rolle, die der 
einzelne in seiner Umgebung beobaditet und anzu­
nehm en bestrebt ist| denn nur wenige können a u f  
d i e  D a u e r  zugunsten der W ohnungskosten ohne 
Gefühl der Unzufriedenheit auf eine sonst übliche 
Lebensführung verzichten. Daher gehört der Mietsatz 
zu den Faktoren, die den W ohnungsbedarf bestimmen: 
ist er hoch, w erden z. B. alleinstehende ältere Men­
schen veranlaßt, bei ihren Angehörigen unterzu­
schlüpfen, müssen junge heiratswillige Menschen ihre 
Pläne zurückstecken, w ird versucht, durch Aufnahme 
von Untermietern die eigenen M ietkosten zu verm in­
dern.
Im Bundesgebiet erfordert, wie die Wohnungszählung 
vom 13. 9. 50 ergab i®), im Gesamtdurchschnitt eine 
W ohnung nur 37,07 DM, ein Raum 10,83 DM M iete 
(einschl. Gebühren für W asserverbrauch, Kanalisation, 
Müllabfuhr, Treppenbeleuchtung, Straßen- und Kamin­
reinigung). Diese niedrigen Durchschnittssätze werden 
durch die große Zahl von W ohnungen in kleinen Ge­
meinden erwirkt. Je  kleiner die Gemeinde, desto nied­
riger ist die Miete. In den größeren Gemeinden s te i­
gen die M ietsätze aber an, so daß es Unterschiede bis 
zu 100 “/o gibt. In der Praxis w ird bekanntlich ver­
sucht, durch die Bildung von O rtsklassen bei Lohn- 
und Gehaltstarifen diesen Unterschieden Rechnung zu 
tragen. {Ein großer Teil der in kleineren Gemeinden 
untergebrachten A rbeitnehm er hat aber Fahrtkosten 
zur Arbeitsstelle! Diese m üßten billigerweise den 
M ietkosten zugeschlagen werden. Da hierüber keine 
Zahlenunterlagen vorhanden sind, konnte das nicht 
geschehen.) Die Höhe der Miete ist ferner von der Art 
und Größe der W ohnung, von ihrer Ausstattung mit 
Bad, Heizungsart und Versorgungsanschlüssen ab­
hängig.

Vertellimg der Mieten für reine Mietwohnungen, 
September 1950

(in ”/o)

M ietp reisstu fe
W oh nu n gen  mit

A ltb au ­
m ieten

N eu bau ­
m ieten

N adikr iegs-
m ieten

b is  15 DM 76,5 17,9 5,6
über 15 b is 35 DM 65,0 28,4 6,6
über 35 b is  60 DM 44,7 43,5 11,8
über 60 b is  90 DM 41,9 43,1 15,0
über 90 DM 41,9 41,7 16,4'

5 7 .3 33,6 9,1a lle  M ietp reisstu ten

W ird die M iethöhe nach dem Baualter der zahlenmäßig 
am stärksten  vertretenen W ohnungen mit 2,3 und 4 
Räumen ohne Bad zugrunde gelegt, so w aren die Neu­
baum ieten (1918— 1945) um 12 — 14®/o höher als die 
Altbaumieten. Die Nachkriegsmieten lagen 20 bis 
30*/o über den Altbaumieten bzw. 9 — 18 Vo über den 
Neubaumieten. Durch die „Mieterhöhung" um 10 Vo

.W irtschaft und Statistik", H eft 2/53, S . 54 ff.

auf die Nettomiete im Jahre 1952 ist eine Angleichung 
der Altbau- und z. T. der Neubaumieten an die Nach­
kriegsm ieten erfolgt. Von dieser Mietpreiserhöhung 
wurden nach einer Schätzung des Statistischen Bundes­
amtes 61 Vo aller M ietwohnungen betroffen.
Von den in den Jahren 1951 — 1953 gebauten Woh­
nungen dürfte ein erheblicher Anteil eine Miete von 
über 60 DM erfordern, da der reine Mietpreis je qm 
Nutzfläche im sozialen W ohnungsbau von anfänglich 
max. 1,10 DM auf max. 1,45 DM heraufgesetzt werden 
mußte, im freien W ohnungsbau aber erheblich darübei- 
liegt.
Noch größere Unterschiede als bei den Mieten finden 
sich bei den Untermieten, weil ihr Preis nicht nur von 
der A rt und Größe des abverm ieteten Wohnraums 
abhängt, sondern auch davon, ob ein möbliertes oder 
ein Leerzimmer verm ietet wird, ob Dienstleistungen 
und Nutzung (Aufwartung, Mahlzeiten, Wäsche) in 
den Preis einbezogen sind, und schließlich ob die Ver­
sorgungsanschlüsse des M ieters über die des Woh­
nungsinhabers laufen. Jeder zweite Untermieter wohnt 
möbliert, 82*/o der M ehrpersonenunterm ieter nehmen 
Leerzimmer in Anspruch. Bei den Untermietern mit 
eigenen Möbeln darf angenommen werden, daß der 
größere Teil von ihnen eine eigene W ohnung anstrebt. 
Die durchschnittliche Untermiete je  Leerraum (über 
10 qm) betrug im Juni 1951 16,22 DM, für möblierte 
Räume 22,54 DM für Einzelmieter in Gemeinden mit 
200 000 und m ehr Einwohnern. Untermieter, die bei 
einem Hauseigentüm er wohnen, brauchen im allge­
meinen etwas weniger Miete aufzuwenden als Unter­
m ieter in Mietwohnungen.
Auch auf die Untermieten hat die Größe der Gemeinde 
Einfluß) die Unterschiede w aren im Juni 1951 nodi 
krasser als bei den Mieten. In den größten Gemein­
den steigt die Leerraummiete gegenüber den kleinsten 
auf das Zweieinhalbfache.' Bei den möblierten Zim­
m ern steigt der Unterschied sogar auf den dreieinhalb­
fachen Satz, besonders in Großstädten, in denen die 
Verm ieter oft recht hohe Ansprüche gegen ihre Unter­
m ieter stellen. Nicht selten werden große und an sidi 
für den M ieter zu teure W ohnungen genommen, um 
durch die Dienstleistungen bei Untervermietung die 
eigene M iete zu decken bzw. sich durch das Unterver­
m ieten eine Einnahmequelle zu verschaffen.

WOHNUNGSBEDARF 
Erst die Kenntnis des W ohnungsbestandes und der 
W ohnverhältnisse ermöglicht es, sich ein Urteil zu 
bilden über den W ohnungsbedarf, d er im Bundesgebiet 
noch vorhanden und demnächst zu erwarten ist. Die 
V orstellungen allerdings, die m it dem Begriff „Woh­
nungsbedarf" verbunden werden, sind nicht einheit­
lich und unterliegen zeitlichen und begrifflichen Wand­
lungen*®). Unter W ohnungsbedarf wird hier zunächst 
der prim äre Unterbringungsbedarf, d. h. der Bedarf 
an abgeschlossenen W ohnungen mit Küche und mit 
einer je  nach der Größe der Familie verschiedenen 
und von ihrer sozialen Stellung abhängigen Raum­
zahl verstanden. Dieser Bedarf wird als objektiver
*') s. a. H. Lorenz; .T erm in olog ie  der W ohnungsversorgungs­
s ta tis tik “, und G eorg M üller: „Zur Frage einer W ohnungsversor­
gu n gssta tistik “, in  G em einn. W oh nu n gsw esen , 12/53, S . 559 fi., und 
7/53, S. 265 ff.
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W ohnungsbedarf bezeidinet. Darüber hinaus umfaßt 
der Begriff den „subjektiven" Wohnungsbedarf, der 
du rd i W ohngewohnheiten und Kaufkraft des einzelnen 
bestim m t w ird. Die Grenze zwisdien objektivem und 
sub jek tiv em  W ohnungsbedarf ist flüssig. Ist der ob­
jek tive  groß, wird der subjektive weniger in die 
W aag sd ia le  fallen, als wenn der ed ite  gering ist. Im 
G runde s in d  aber beide kaum voneinander zu trennen. 
Gem essen werden kann allenfalls der „objektive" 
W ohnungsbedarf, aber deswegen kann der subjektive 
als n id it weniger drüdiend empfunden werden. Das 
w irk lid ie  Gew idit beider Gruppen, der „edite" W oh­
nungsbedarf, ist erst erkennbar, wenn Angebot und 
N ad ifrage sidi wieder die W aage halten und selbst­
tä tig  regulieren, d. h. wenn ein „W ohnungsmarkt" vor­
handen  ist. Bis es soweit ist, sind w ir auf Sdiätzungen 
angew iesen , die jeweils unter dem Eindrude der der­
zeitigen W ohnverhältnisse stehen werden.
A nfang 1951 wurde der Wohnungsbedarf, der durdi 
die Z erstörungen des Luftkrieges und sonstiger Kampf­
handlungen , durdi das Einströmen von Flüditlingen, 
aber aud i durch das Fehlen von W ohnungsneubauten 
im Laufe des Krieges („Nadiholbedarf“) trotz der ge­
stiegenen  Zahl von Ehesdiließungen verursadit war, 
im ter Berüdssiditigung von etwa 1 Mill. Neubauwoh­
nungen  nach  dem Kriege, von dem Bundesminister für 
den W ohnim gsbau auf 4,8 Mill. W ohnungen ge- 
s d i ä t z t .
Es ist a b e r  nidit möglidi, diesem Fehlbestand von 
A nfang 1951 die inzwisdien fertiggestellten W oh­
nungen gegenüberzustellen und den dann verbleiben­
den Rest a ls  den derzeitigen Fehlbestand zu bezeidi- 
nen, w ie e s  vielleidit da und dort gesdiieht. Die Be­
völkerung , deren W ohnbedarf gededit werden muß, 
ist näm lid i keine feststehende Größe, sondern befindet 
sid i in  ständiger Bewegung. Es werden Ehen gesdilos- 
sen, die e in e  eigene W ohnung fordern, die Kinderzahl 
ste ig t bzw . die Kinder w adisen heran, so daß anstelle 
einer k le in e ren  eine größere W ohnung benötigt wird. 
Zw ar s te rb e n  audi Mensdien, aber die Geburten über­
w iegen, u n d  nur in etwa 30 Vo der Todesfälle, näm lidi

W a lth er  F ey : „Der W ohnungsbau in der Bundesrepublik
D eu tsd ila n d " , D om us-V erlag, Bonn 1951, S 76/f.

bei Alleinstehenden, W itwen, W itwern und gesdiie- 
denen Frauen führt der Tod zur Haushaltsauflösung 
und Freigabe von Wohnungen. Die durdisdinittlidie 
Kopfzahl je Haushaltung betrug laut Volkszählung 
von 1950 drei Personen, sie hat aber eine sinkende 
Tendenz und wird 1961 vermutlich niedriger sein. 
W ird die angenommene Bevölkerungsentwidslung i®) 
(unter optim istisdien Annahmen) bis 1961 zugrunde 
gelegt, so wird bis 1961 gegenüber 1951 die Zahl der 
Haushaltungen um  etwa 1,6 Millionen, also pro Jahr 
um etwa 160 000 und ebenso der objektive W ohn­
bedarf steigen. Zu der natürlid ien  Bevölkerungsent­
wicklung kommt der „W anderungsüberschuß", der da­
durdi entsteht, daß insbesondere aus politischen Grün­
den viel m ehr M ensdien ins Bundesgebiet ein- als 
auswandern. Die große W anderungsbewegung ist nodi 
nicht abgeschlossen. Täglidi finden sidi neue Flücht­
linge ein. Sie machen aber audi alle Vorausberedi- 
nungen illusorisdi. Niemand kann sagen, ob dieser 
Strom anhält, sidi vergrößert oder versiegt. In den 
Jahren 1951 — 1952 sind insgesam t 355 000 Personen 
mehr zugewandert als ausgewandert, im Jahre 1953 
sind allein aus dem sow jetisdien Besatzungsgebiet 
326 000 Personen zugezogen; das entspricht einem 
W ohnungsbedarf von 225 000 W ohnungen in drei Jah ­
ren. W ie stark  die Bevölkerungsentwicklung und der 
Wanderungsüberschuß sowie die Abgänge die W oh­
nungsneubauten für sich in  Anspruch nehmen, ergibt 
sich aus zwei Sdiätzungen. Die eine kam zu dem 
Sdiluß, daß bis Ende 1952 trotz des Neubaus von 
1,2 Mill. W ohnungen der W ohnungsfehlbestand sich 
nur um gut 300 000 W ohnungen verm indert hat. Eine 
etwas optimistischere Schätzung führt das W ohnungs­
bauministerium durdi, das im August 1953 aber nodi 
immer einen Fehlbestand von 4 Mill. W ohnungen be­
kanntgab 21).
Der durch N eubauten erzielte Gewinn an W ohnungen 
wird aber nicht nur zur Deckung des W ohnbedarfs

„W irtschaft und Statistik", H eft 12/53, S. 534 ff.: „V orausberedi-  
nung der B evölkeru ng ln  der Bundesrepublik".
« )  „W irtsdiaft und Statistik", H eft 11/53, S. 498 ff. u. H eft 2/54, S . 75. 
2®) Karla Lenarz: „W ohnbauleistung und W ohnungsdefizit im
Bundesgeb iet", W W I-M ittlg . 6/53, S. 118.
21) B ulletin  Nr. 147/53 v . 6. 8. 53. S. 1244.
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der durch Bevölkerungszunahme und W anderungs­
gewinne hinzukommenden Personen, sondern audi da- 
durdi w ieder verkleinert, daß der Gebäudebestand 
durdi Brand, Einsturz oder Baufälligkeit dezimiert wird 
und durch vorübergehenden Ausfall auf Grund grö­
ßerer Instandsetzungsarbeiten nidit voll verfügbar ist. 
Allein der Abgang muß mit mindestens 0,5 Vo be­
rechnet werden, so daß jährlich rund 50 000 W ohnun­
gen der N eubauten Ersatzbauten sind, die den Fehl­
bestand nur solange mindern, wie die W ohnungsnot 
verhindert, daß alle baufälligen und abbruchreifen 
W ohnungen als Abgang in Ersdieinung treten.
Der W ohnungsbedarf ergibt sidi aber n id it nur durch 
m eßbare zahlenmäßige Veränderungen; nodi schwie­
riger als der objektive ist der subjektive W ohnungs­
bedarf zu sdiätzen, der aus Wünschen und Gewohn­
heiten resultiert. Je  größer der Anteil der Neubau­
wohnungen am W ohnungsbestand wird, desto stärker 
empfinden die Bewohner von Gebäuden, die vor dem 
ersten W eltkrieg oder gar nodi im 19. Jahrhundert 
gebaut worden sind, deren Mängel. Diese bestehen 
oft v ielleidit weniger in der zunehmenden Baufällig­
keit als vielm ehr in  der Unmöglidikeit, in ihnen die 
in  den letzten 50 Jahren gew adisenen W ohnansprüdie 
zu befriedigen. Von sadiverständiger Seite wird ge- 
sdiätzt, daß „nahezu 20 “/o aller heute bewohnten 
W ohnungen m ehr als 100 Jahre alt sind" Die 
Hausfrau, vor allem die städtische, in einer Alt- oder 
einer Uraltwohnung sieht in den neuen W ohnungen 
viele Vorteile, die ihr fehlen und die zu erreidien sie 
sich als Ziel setzt. Es sei an die Abortanlagen' erinnert, 
die besonders auf dem Lande nodi oft außerhalb des 
W ohngebäudes untergebracht sind und die sidi erst 
allmählidi über die „halbe Treppe" den Platz inner­
halb der abgeschlossenen W ohnung erkämpft haben, 
an die Badezimmer, die Einbauküchen, die elektrisdien 
W asdi- und Trodsnungsanlagen oder an das V orhan­
densein von Zentral-, Etagen- und Ferngasheizungs­
anlagen. Selbst bei der bei weitem überwiegenden 
Ofenheizung führt die moderne niedrige Bauweise zu 
spürbaren Ersparnissen an Heizmaterial.
Es kann eingewendet werden, daß die normalen 
Wohnansprücfae in  W estdeutsdiland, angeregt aller­
dings durdi die notwendig gewordenen Neubauten, 
höher sind als im Auslande, besonders in  Ländern mit 
altem  W ohnungsbestand. Aber es geht hier nidit 
darum, diese Ansprüche zu bewerten, sondern darum, 
sie zu erkennen und bei Planungen in  Rechnung zu 
stellen. Bei dem subjektiven W ohnbedarf kommt es 
n id it so sehr darauf an, ob Altbauwohnungen von bau­
polizeilichen Gesichtspunkten aus noch bewohnbar, 
als vielm ehr darauf, ob sie nodi zum utbar sind, wobei 
der Begriff der Zumutbarkeit je  nach der sozialen 
Stellung großen Sdiwankungen unterliegt. Viele 
Mensdien, die über die ihnen in den Jahren 1946 — 
1950 zugewiesene Unterbringung zunädist glüdtlidi 
waren, überlegen heute bereits, ob und wie sie zu 
einer besseren kommen können. In dieser Richtung 
liegt audi eine andere W ohngewohnweit, die in  Be­
tracht gezogen w erden muß, weil sie an Bedeutung

Reinh. Tarnow/Hans Kampftmeyer: .Der falsdie Weg zur Be- 
seitigung der Wohnungszwangswirtsdiaft“ in Gewerksdiaftlidie 
Monatshefte 2/54, S. 8t ff.

gewinnt. Hs ist das Bestreben Alleinstehender, beson­
ders weiblidier Personen, anstelle eines möblierten 
oder eines Leerzimmers eine eigene abgeschlossene 
W ohnung zu erhalten.
Bei der Bewertung des subjektiven Wohnbedarfs 
spielt die Beurteilung der künftigen Einkommensent- 
widilung eine Rolle und dam it im Zusammenhang die 
des A nteils der Einnahmen, der für die Wohnung aus­
gegeben werden soll. In letzter Zeit wurde erörtert, ob 
n id it anstelle des derzeitigen Satzes von 8 — 12 “/c 
auch ein solcher von 15 — 20 Vo des Einkommens zu­
m utbar sei. Sidierlich wird mancher für eine moderne 
W ohnung einen höheren Preis aufzuwendea bereit 
sein, als er für seine Altbauwohnung gezahlt hat. 
W enn die A ltwohnungen in ihrem M ietpreis gesteigert 
werden, so w ird aber der subjektive W ohnbedarf stei­
gen und über kurz oder lang die Altwohnung 
sdüed ite r als bisher zu verm ieten sein. Der Umfang 
der Neigung, für eine moderne W ohnung auf Ver­
brauchsgüter des täglichen Bedarfs zu verzichten, ist 
daraus ersichtlich, daß im Jahre 1953 fast 230 000 Bau­
sparverträge m it einer Bausparsumme von knapp 
3 Mrd. DM abgeschlossen w orden sind^®). Ebenso 
dürfte diese Neigung dazu beigetragen haben, daß der 
Anteil der öffentlichen M ittel von etw a 47 Vo der Ge­
sam tinvestitionen im Jahre 1951 auf 43 “/» im Jahre 1952 
und auf 37 “/o im Jah re  1953 abgesunken ist^^).
Ein anderer Faktor, der bei der Sdiätzung des künf­
tigen W ohnungsbedarfs beachtet w erden sollte, ist die 
immer stärkere Industrialisierung des Bundesgebiets. 
Sie vollzieht sid i nicht allgemein, sondern durch Bal­
lungen in  bestimm ten Gebieten, von denen in  Nord­
rhein-W estfalen das Rhein-Ruhrgebiet, in Baden-Würt­
temberg das eigentliche W ürttem berg am bekanntesten 
sind. Täglich locken N eugründungen von Industrie-, 
Handels- und V erkehrsunternehm ungen neue Men­
schen an. Sie geben in ländlichen Gebieten ihren 
W ohnsitz auf und erscheinen m it zusätzlidiem Woh­
nungsbedarf in  den Industriegebieten. In Nordrhein- 
W estfalen z. B. ist zwar der W ohnungsbestand von 
1939 fast w ieder erreidit, aber durdi die Zuwanderung 
von jährlich etw a 250 000 M ensdien, die Aufnahme 
von fast 1,6 Mill. Heim atvertriebenen, Umsiedlern und 
Sowjetzonenflüditlingen, deren Strom nodi immer an- 
wädist, und nicht zuletzt durch den natürlichen Bevöl­
kerungszuwachs ist immer noch ein Bedarf von 
1 Million W ohnungen ungededit^®). Durch diesen Zug 
in die Industriegebiete w ird — da W ohnungen nidit 
transportabel sind — zwar gebietsweise der Woh­
nungsbedarf rasdi sinken; aber an anderer Stelle, vor 
allem in den Großstädten, wird trotz in tensiver Bau­
tä tigke it die Zahl der W ohnungsudlenden nicht ge­
ringer. Es bedarf im einzelnen sorgfältiger regionaler 
Untersuchungen, um diesen Bedarf an Wohnungen 
rid itig  einzusdiätzen.
Angesichts der vielen unsidieren und nicht meßbaren 
Faktoren ist es sdiwer, den W ohnungsbedarf, d. h. 
den objektiven und den Teil des subjektiven, der nicht 
nur in der „Traumwelt der W ünsche“ besteht, sondern
“ ) »Zahlen aus der Bauwirtsdiaft*, Statistisdier Beridit, Heft IVßß4 
V. 18. 2. 54.
“ ) Bundesbaublatt, Heft 2/54, S. 48.

BaurundscJiau, «Der Wohnungsbau in Nordrhein-Westfalen', 
Nr. 1/34, S. U ff .
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audi wirtscbaftlich realisierbar ist, zahlenmäßig fest­
zulegen. A llein der objektive Bedarf muß trotz der 
bewundernswerten Leistungen der letzten Jahre bei 
vorsiditiger Schätzung noch immer (Anfang 1954) mit 
4 Mill. W ohnungen angenommen werden*). Das be­
deutet, daß die W ohnbautätigkeit im Umfang der letz­
ten zwei Jah re  noch gut 8 — 10 Jah re  anhalten muß, 
um diesen Bedarf zu befriedigen. Damit ist allerdings 
nidit gesagt, daß die heutigen W ohnungsuchenden — 
das sei zu ihrer Beruhigung gesagt — noch so lange 
warten müssen; denn ein Teil des Bedarfs wird erst 
in den kommenden Jahren entstehen.
Es ist zwar in  den letzten M onaten da und dort nicht 
möglich gewesen, freifinanzierte W ohnungen sofort 
und zu den erw arteten Bedingungen (besonders hohe 
oder verlorene Mietzuschüsse) zu vermieten. Daher 
ist die Behauptung aufgetaucht, der Zeitpunkt der 
Deckung des W ohnungsbedarfs sei nahegerückt ®̂).
*) Anmerkung: In e inem  n ad i F ertigste llu n g  d ie se s  B eitrages er- 
sdiienenen A ufsatz vo n  W alther F ey, „Der W ohnungsbau in der 
Bundesrepublik 1953 und se in e  Finanzierung", im  B undesbaublatt 
Nr. 4/54, S. 148, w ird  der d erzeitige Fehlbestand  m it 3,9 M ill. 
Wohnungen an gegeb en .
«) s. a. „Der A rb eitgeb er -, N r. 4/54, S. 136.

Derartige in der M asse völlig untertauchende Einzel­
erscheinungen und die Tatsache, daß im Zusammen­
hang m it der durch die „Große Steuerreform" erw ar­
te ten  Steuersenkung Streitigkeiten über die Notwen­
digkeit der staatlichen Unterstützung und die Aufbrin­
gung der Mittel für den W ohnungsbau aufgetaucht 
sind, dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß es nach 
wie vor der größten A nstrengungen aller bedarf, um 
den W ohnungsfehlbestand zu beseitigen. Erst dann 
w ird die große W irtschaftskonzeption der Bundes­
regierung, einen freien M arkt m it sich entsprechen­
den Angebots- und Nachfragegrößen zu schaffen, auch 
auf dem Gebiet des W ohnungswesens erreicht und da­
m it die Möglichkeit, von einem „W ohnungsmarkt“ zu 
sprechen.
Auf alle Fälle aber kann sich das W irtschaftsleben 
der Bundesrepublik darauf einstellen, daß es aus der 
W ohnbautätigkeit noch viele Jah re  starke Impulse 
empfangen wird, insbesondere das Baugewerbe, die 
Industrie der Steine und Erden, die Möbelfabrikation, 
Teppich-, und Gardinenindustrie und andere W irt­
schaftsgruppen, die von der Bautätigkeit abhängen.

Die Bauwirtschaft in Großbritannien
Dr. G eorge^braham son , London

Das britische Baugewerbe hatte im letzten Jah r­
zehnt außergewöhnliche Anforderungen unter 

äußerst schwierigen Umständen zu bewältigen. Die 
Kriegsschäden gutzumachen, den Nachholbedarf an 
Wohnraum zu decken, Industriebauten für die nötige 
Produktionsausweitung zu erstellen und die zur Er­
füllung sozialer Versprechen erforderlichen Schulen, 
Krankenhäuser und anderen öffentlichen Gebäude zu 
errichten, w ar in Großbritannien ebenso wie in Kon- 
tinental-Europa offensichtlich eine Aufgabe, die das 
Baugewerbe auf Jahrzehnte voll beschäftigen mußte. 
Sie war um so schwieriger zu lösen, als der Stamm 
der gelernten Bauarbeiter während des Krieges ver­
lorengegangen war, Baustoffreserven und Privatkapi­
tal für Gebäude-Investitionen fehlten und eine zweck­
mäßige Organisation für das Bauwesen unter öffent­
licher Kontrolle erst noch entwickelt werden mußte. 
Wie der folgende Vergleich von Zahlen der Industrie- 
Erhebung in typischen Vor- und Nachkriegsjahren 
zeigt, hat das britische Baugewerbe trotz dieser 
Sdiwierigkeiten seine Tätigkeit nicht unwesentlich 
ausgedehnt. Beim Vergleich dieser Zahlen muß jedoch 
beachtet werden, daß Bauarbeiterlöhne und Baukosten 
im Jahre 1949 fast dreimal so hoch w aren wie im 
Jahre 1935.

Unter den obwaltenden Umständen mußte die Regie­
rung offensichtlich von vornherein ein hohes Maß von 
V erantwortung für die Bauwirtschaft übernehmen, 
und die Bewirtschaftung von Baustoffen und Bautätig­
keit konnte nur ganz langsam abgebaut werden. In 
der ersten, dem Kriege unm ittelbar folgenden Etappe 
konzentrierten die Behörden ihre Aufmerksamkeit auf 
Kriegsschädenreparaturen an reparaturfähigen Gebäu­
den, Erstellung von schnell beziehbaren N otunter­
künften und Errichtung der vordringlich benötigten 
Produktionsstätten und Versorgungsbetriebe. Zur 
gleichen Zeit gelang es, die Baustofferzeugung allmäh­
lich zu vergrößern,- in größerer Zahl jüngere Arbeits­
kräfte für das Baugewerbe anzuwerben und eine 
zweckmäßige Aufteilung der Funktionen zwischen 
öffentlicher Hand und Privatwirtschaft zu erreichen. 
Gegen Ende 1947 w ar es möglich, einen Schritt w eiter­
zugehen. W ährend Industriebauten w eiterhin den 
Vorrang erhielten, wurde der W ohnungsbau auf etwa 
200 000 W ohneinheiten jährlich ausgedehnt. Dabei 
blieb es, solange die Labour-Regierung im Amt war. 
Erst im letzten Jahr wurde die Erstellung von Neu­
bauten auf über 300 000 Einheiten erhöht und die in­
dustrielle Bautätigkeit, die nun w eniger vordringlich
erschien, leicht eingeschränkt. Der Anteil der Neu- 

LelstungszUfern des britischen Baugewerbes, 1935 und 1949

P osition
Privatfirmen  

1935 1949
örtlich e  Behörden  

1935 1949
ö ffen tlich e  B etriebe  

1935 1949
Insgesam t 

1935 1949

Brutto-Erzeugung (in 1000 £) 212 740 888 749 51 601 118 313 31 145 97 969 295 486 1 105 031
Netto-Erzeugung (in 1000 £) 98 417 416 021 30 455 66 392 21 175 64 511 150 047 546 924
Löhne und G ehälter (in 1000 £) 318 133 59 986 54 780 432 899
Arbeiter und A n g este llte 494 939 934 939 191 052 198 126 135 288 163 833 821 279 1 296 898
Netto-Erzeugung je  A rbeitnehm er (in £) 199' 440 159 335 157 394 183 422
Durdisciinittsentlohnung je  A rbeitnehm er (in £) 340 303 • 334 334
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